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Erste Änderungssatzung vom 22.04.2010 zur Hauptsatzung  

der Ortsgemeinde St.Katharinen 

 
 
Der Ortsgemeinderat hat aufgrund der §§ 24 und 25 der 
Gemeindeordnung (GemO), der §§ 7 und 8 der Landesverordnung zur 
Durchführung der Gemeindeordnung (GemODVO), des § 2 der 
Landesverordnung über die Aufwandsentschädigung für Ehrenämter in 
Gemeinden und Verbandsgemeinden (EntschädigungsVO-Gemeinden) 
am 22.04.2010 folgende Änderungssatzung zur  Hauptsatzung 
beschlossen, die hiermit bekanntgemacht wird: 
 
Artikel I 
 
§ 1 Absatz 1 wird wie folgt geändert: 
 
(1) Öffentliche Bekanntmachungen der Ortsgemeinde erfolgen in einer 
Zeitung. Der Gemeinderat entscheidet durch Beschluss, in welcher Zeitung 
die Bekanntmachungen erfolgen. Der Beschluss ist öffentlich 
bekanntzumachen. 
 
 
§ 3 erhält folgende Neufassung: 
 

Art und Zusammensetzung der Ausschüsse 

Der Ortsgemeinderat kann nach Maßgabe der gesetzlichen 
Bestimmungen, insbesondere der Gemeindeordnung, Ausschüsse bilden 
und diesen für bestimmte Angelegenheiten die Beschlussfassung 
übertragen. Die Bildung der Ausschüsse, die Festlegung der 
Mitgliederzahl sowie die Aufgaben- und Zuständigkeitsfestlegung erfolgt 
durch Beschluss des Gemeinderates. 

 
 

§ 7 wird wie folgt geändert: 

Aufwandsentschädigung der ehrenamtlichen Beigeordneten 

(1) Die ehrenamtlichen Beigeordneten erhalten für den Fall der 
Vertretung des Ortsbürgermeisters eine Aufwandsentschädigung in Höhe 
der Aufwandsentschädigung des Ortsbürgermeisters gem. § 12 Abs. 1 
EntschädigungsVO-Gemeinden. 
Erfolgt die Vertretung des Ortsbürgermeisters nicht für die Dauer eines 
vollen Monats, so beträgt sie für jeden Tag der Vertretung 1/30 des 
Monatsbetrages der dem Ortsbürgermeister zustehenden 
Aufwandsentschädigung. Erfolgt die Vertretung während eines kürzeren 
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Zeitraumes als einen vollen Tag, so beträgt die Aufwandsentschädigung 
insgesamt die Hälfte des Tagessatzes nach Satz 2. Eine nach Absatz 2 
gewährte Aufwandsentschädigung ist anzurechnen. 
Neben der Entschädigung nach Satz 2 und 3 wird nachgewiesener 
Lohnausfall in voller Höhe ersetzt; er umfasst bei Arbeitnehmern auch die 
entgangenen tariflichen und freiwilligen Arbeitgeberleistungen sowie den 
Arbeitgeberanteil zu den gesetzlichen Sozialversicherungsbeiträgen. 
Selbständig tätige Personen erhalten auf Antrag Verdienstausfall in Höhe 
des Durchschnittssatzes, dessen Höhe vom Rat festgesetzt wird. 
 
(2)Ehrenamtliche Beigeordnete, die nicht Mitglied des 
Verbandsgemeinderates sind, jedoch in Vertretung des 
Ortsbürgermeisters an Sitzungen des Verbandsgemeinderates 
teilnehmen und denen keine Aufwandsentschädigung nach dem Abs. 1 
gewährt wird, erhalten für die Teilnahme an diesen Sitzungen von der 
Ortsgemeinde eine Aufwandsentschädigung. Sie beträgt je Sitzung 1/30 
der für den Ortsbürgermeister festgesetzten Aufwandsentschädigung, 
mindestens aber 11,20 €. Entsprechendes gilt für die Teilnahme an 
Besprechungen des Bürgermeisters der Verbandsgemeinde mit den 
Ortsbürgermeistern gem. § 69 Abs. 4 GemO. 
 
Artikel II – Inkrafttreten- 
  
§ 8 enthält folgende Regelungen zum Inkrafttreten 

 
Inkrafttreten 

 
Diese Änderungssatzung tritt am Tage nach der Veröffentlichung in Kraft. 

 
 
 
St. Katharinen, 
 
 
 
Karlheinz Dilly 
Ortsbürgermeister                                        Siegel 

 
 

Gemäß § 24 Abs. 6 der Gemeindeordnung vom 31. Januar 1994 ergeht zu den Voraussetzungen für die 
Geltendmachung der Verletzung von Verfahrens- oder Formvorschriften und den Rechtsfolgen folgender 
Hinweis: 

(6) Satzungen, die unter Verletzung von Verfahrens- oder Formvorschriften dieses Gesetzes oder 
aufgrund dieses Gesetzes zustande gekommen sind, gelten ein Jahr nach der Bekanntmachung als von 
Anfang an gültig zustande gekommen, dies gilt nicht, wenn: 
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1. die Bestimmungen über die Öffentlichkeit der Sitzung, die Genehmigung,  
die Ausfertigung oder die Bekanntmachung der Satzung verletzt worden  
sind, oder 

2. vor Ablauf der in Satz 1 genannten Frist die Aufsichtsbehörde den Beschluss beanstandet oder 
jemand die Verletzung der Verfahrens- oder Formvorschriften gegenüber der Gemeindeverwaltung 
unter Bezeichnung des Sachverhaltes, der die Verletzung begründen soll, schriftlich geltend gemacht 
hat. 

 

Hat jemand eine Verletzung nach Satz 2 Nr. 2 geltend gemacht, so kann auch nach Ablauf der in Satz 1 
genannten Frist jedermann diese Verletzung geltend machen. 

 
 
 
 

 


